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Liebe Kolleginnen und Kollegen,
die bevorstehende Tarifrunde in 

Hessen wird wie alle anderen Tarifver-
handlungen zuvor nicht einfach wer-
den. Daran ändert auch die allgegen-
wärtige Schuldenbremse nichts. 
Tarifrecht bricht Haushaltsrecht. Die 
Tarifautonomie ist nicht verhandelbar. 
Vielleicht ist das dann auch einmal eine 
Erkenntnis für diese Landesregierung, 
die so gerne auf Kosten des öffentli-
chen Dienstes wiederholt den Haushalt 
konsolidieren möchte. Der öffentliche 
Dienst in Hessen hat in der Vergangen-
heit schon zu oft durch Sonderopfer 
und Sparbeschlüsse die Haushalte ent-
lastet. Nun ist es aber an der Zeit, dass 
deutliche Einkommensverbesserungen 
erreicht werden müssen. Die Wirtschaft 
brummt wie lange nicht mehr, der DAX 
ist mittlerweile über die 11 000er-Mar-
ke auf ein neues Allzeithoch geklettert, 
die Arbeitslosigkeit ist weiter rückläu-
fig und so niedrig wie zuletzt vor 20 
Jahren, die Unternehmensprognosen 
sind durchweg positiv und die Steuer-
einnahmen klettern weiter nach oben. 
Die Beschäftigten des öffentlichen 
Dienstes daran nicht angemessen teil-
haben zu lassen, wäre die frontale 
Kampfansage an die Gewerkschaften.

Bei den anstehenden Tarifverhand-
lungen geht es auch um Vertrauen ge-
gen Vertrauen. Der öffentliche Dienst 
in Hessen genießt hohes Vertrauen bei 
der Bevölkerung. Damit dies auch in 
Zukunft so bleibt, darf er nicht kaputt-
gespart werden. Außerdem muss der 
öffentliche Dienst für Berufsanfänger 
attraktiv bleiben. Deshalb ist unsere 
Kernforderung von einer Erhöhung der 
Tabellenentgelte um 5,5%, mindestens 
aber um 175 € nachvollziehbar und ge-
rechtfertigt.

Dabei geht es auch um die zeit- und 
inhaltsgleiche Übertragung des Tarif-
ergebnisses auf die Beamten und die 
Versorgungsempfänger. Wir erwarten, 
dass die Landesregierung nach Errei-
chen eines Tarifergebnisses unmittel-
bar die Besoldungsanpassungsgesetz-
gebung einleitet. Das Lohndiktat einer 

Tarifrunde TV-H/Beamtenbesoldung – Die Wert-
schätzung unserer Arbeit steht auf dem Prüfstand

Nullrunde können und werden wir 
ebenso wenig akzeptieren wie die ge-
planten Verschlechterungen bei der 
Beihilfe. Nach GdP-Berechnungen und 
den Rückmeldungen der Krankenkas-
sen wird die angestrebte Änderung der 
Beihilfe bei jeder Kollegin und jedem 
Kollegen durchschnittlich mit 630 € 

Mehrbelastung pro Jahr zu Buche 
schlagen. Dies ist schwarz-grüne „kal-
te Progression der besonderen Art“.

Am Ende ist es nichts anders als eine 
Lohnkürzung. Eine Lohnkürzung bei 
denen, die jeden Tag ihren Kopf für 
diesen Staat hinhalten. Eine Lohnkür-
zung durch die Hintertür mit der blü-
henden Aussicht auf eine Nullrunde 
und 1% Deckelung in den kommenden 
Jahren. 

Eines muss man dieser Landesregie-
rung lassen, sie versteht es wie keine 
andere zuvor, für Frust, Demotivation 
und Unzufriedenheit zu sorgen. Man 
muss sich wirklich ernsthaft fragen, 
überschaut Schwarz-Grün eigentlich 
noch, was sie im Polizeibereich gerade 
anrichtet?  Die gefühlt zu geringe Wert-
schätzung unserer Arbeit wird für im-
mer mehr Kolleginnen und Kollegen 
zur bitteren Gewissheit.

Die Polizei in Hessen und natürlich 
in ganz Deutschland steht vor riesigen 
Herausforderungen. Blockupy, der G7-
Gipfel und die zeitgleichen Nebenver-
anstaltungen werden uns personell bis 
an die äußersten Grenzen fordern. Die 
Gewalt rund um den Fußball in 
Deutschland muss nach wie vor sehr 
personalintensiv begleitet werden. Die 
terroristische Bedrohung in Deutsch-
land durch Islamisten und Salafisten 
spitzt sich weiter zu. Die Sicherheitsbe-
hörden gehen davon aus, dass An-
schläge in Deutschland unmittelbar 
bevorstehen. Die Bedrohung ist greif-
bar geworden. In Zeiten wie diesen gilt 
es, politisch Verantwortung zu über-
nehmen und  klare Bekenntnisse für 
Sicherheit und gute Rahmenbedingun-
gen bei der Polizei zu sorgen. Was aber 
zurzeit in Hessen politisch in Richtung 
der Polizei in „Bearbeitung“ ist, will 

man einfach nicht glauben. Man könn-
te auch die Bibel unter Lukas 23,34 zi-
tieren: „… denn sie wissen nicht, was 
sie tun“.

Die Kampfbereitschaft der hessi-
schen GdP haben wir am 15. Dezember 
letzten Jahres eindrucksvoll  unter Be-
weis gestellt. Es werden weitere öffent-
lichkeitswirksame Aktionen folgen. 
Wenn die Landesregierung sich wei-
gert mit uns zu verhandeln und das Ali-
mentationsprinzip zum wiederholten 
Male einseitig zulasten unserer Kolle-
ginnen und Kollegen missbraucht, 
dann wird sie auch die Verantwortung 
für die weiter sinkende Motivation in 
der Mannschaft, mit all ihren Begleiter-
scheinungen, übernehmen müssen. 
Gute Arbeit wird derzeit in der freien 
Wirtschaft mit lukrativen vierstelligen 
Einmalzahlungen und ordentlichen Ta-
rifergebnissen honoriert. In Hessen da-
gegen sind Nullrunden und Kürzungen 
die besondere Anerkennung für die 
von der Landesregierung viel gelobte 
gute Arbeit der Polizei. 

Man könnte auch sagen, Schwarz-
Grün reduziert ihre Lobhymnen auf die 
Polizei auf die Schlichtformel: Hohe 
Aufklärungsquote und erhöhte Ein-
satzbelastung bedeuten Einkommens-
verzicht! 

Andreas Grün, Landesvorsitzender

Andreas Grün
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beihilfe

Im schwarz-grünen Koalitionsvertrag 
haben die Regierungsfraktionen festge-
legt, dass pauschal 20 Mio. Euro bei den 
Ausgaben für Beihilfeleistungen einge-
spart werden. In der Folgezeit wurde bei 
allen Gesprächen deutlich, dass nur das 
„WIE“ noch nicht zweifelsfrei feststeht. 
Überraschend schnell legten sich die 
Regierungspolitiker auf die beiden Aus-
gabenbereiche „Chefarztbehandlung“ 
und „Zweibettzimmer“ fest. Warum ge-
rade dies favorisiert wurde, lässt sich für 
uns nicht zweifelsfrei klären. Es scheint, 
als seien dies Argumente, die man vom 
Stammtisch her kennt und vorhandene 
Beamtenprivilegien sind, die es gilt zu 
kappen. 

Wir wissen alle, dass die Beihilfe kei-
ne freiwillige Leistung des Dienstherrn 
ist, die den Beamtinnen und Beamten 
on top gewährt wird, sondern es ist der 
Arbeitgeberanteil an der Krankenversi-
cherung der Beamten. Wenn die Beihil-
fe ein solch herausragendes Privilegie-
rungsmerkmal für die Besserstellung 
der Kollegenschaft ist, fragt man sich, 
warum wir nicht alle gesetzlich 
krankenversichert sind.  Nachdem der 
Haushalt im Februar vom Landtag be-
schlossen wurde steht fest, dass aus dem 
Topf „Beihilfeleistungen“ 20 Mio. Euro 
entnommen werden und zur Einhaltung 
der Schuldenbremse benutzt werden 
sollen. Mit Erlass vom 19. November 
2014 hat das Innenministerium alle Be-
hördenleiter aufgefordert, innerhalb 
weniger Tage zum Entwurf der 13. Ver-
ordnung zur Änderung der Hessischen 
Beihilfeverordnung Stellung zu neh-
men. Monate hat man hierfür benötigt 
und fordert dann, offensichtlich in ei-
nem Geschwindigkeitsrausch, unsere 
Behördenleiter auf, zu den beabsichtig-
ten Kürzungen Stellung zu beziehen. 

Von „Fehlanzeige“ über „keinen Än-
derungsbedarf“ bis hin zur „offenen 
Akzeptanz des Entwurfs“ wird den 
Streichungen und Kürzungen mehrheit-
lich nicht widersprochen. Dies hätten 
wir so nicht erwartet! 

Einige wenige beschreiben mit ei-
nem klaren Blick die Folgen solcher Än-
derungen und fordern konkret z. B. eine 
Anpassung der Beihilfebestimmungen 
in Fällen erlittener Dienstunfälle. Es 
wird im Einzelfall auch sehr kritisch be-
schrieben, dass die geplanten Änderun-

Kein Problem für unsere Volksvertreter 
und Behördenleiter?

1 plus 1 macht 3 – Die neue Beihilfeberechnungsformel

gen in der Beihilfe eine Kürzung des 
Nettoeinkommens darstellen. Hierin 
sieht man unter Fürsorgeaspekten eine 
kritische Auswirkung auch auf die Leis-
tungsmotivation. 

Zur Erinnerung; dieser Entwurf sieht 
im Beihilferecht Änderungen/Kürzun-
gen bei den Wahlleistungen im Kran-
kenhaus vor. Chefarztbehandlungen 
und die Unterbringung in einem Zwei-
bettzimmer sollen der Vergangenheit 
angehören. Fragen kommen auf, die 
dringend geklärt werden müssen. 

Was ist mit den Beihilfeberechtigten, 
die aufgrund einer akuten oder chroni-
schen Erkrankung sich nicht freiwillig 
nachversichern können. 

Was passiert, wenn ein Beamter/eine 
Beamtin einen Dienstunfall bei der Aus-
übung des Dienstes erleidet, einen We-
geunfall oder einen Unfall beim Dienst-
sport etc. erleidet und stationär im 
Krankenhaus behandelt wird. Bei der 
ersten Befragung durch das Klinikper-
sonal erfolgt der Hinweis, dass ein 
Dienstunfall Auslöser ist. Danach erfolgt 
die Behandlung und ggfls. eine statio-
näre Weiterbehandlung im Kranken-
haus. Von dem/der betroffenen Beam-
ten/Beamtin wird eine  Dienstunfall- 
anzeige gefertigt und der Vorgang 
nimmt „seinen Lauf“. Wochen später 
bekommt er eine Rechnung über die  er-
folgten Leistungen im Krankenhaus 
und reicht diese an die Dienststelle 
zwecks Bezahlung weiter. Die Rech-
nung wurde jedoch vom Chefarzt aus-
gestellt, was bei einem Dienstunfall, so 
die Aussagen der Politiker, keinen Ein-
fluss auf die Erstattung hat. 

Wieder Monate später erfolgt die ab-
schließende amtsärztliche Untersu-
chung. Dabei wird festgestellt, dass eine 
Vorschädigung vorliegt und der Dienst-
unfall nicht anerkannt wird. Damit 
kommt nicht der Dienstherr für die Be-
gleichung der Arztrechnung auf, son-
dern die Begleichung erfolgt im Rah-
men Beihilfe/PKV. Da die Beihilfe 
jedoch keine Chefarztbehandlung mehr 
übernimmt, muss der Beamte/die Be-
amtin einem Großteil der Behandlungs-
kosten selbst bezahlen. 

Keine Sorgen bei der Gesundheits-
versorgung scheinen unsere Volksver-
treter zu haben, da sie den Kürzungsbe-
trag anstandslos akzeptiert haben. Im 

Internet sucht man vergeblich nach den 
exakten Bestimmungen einer Beihilfe-
regelung für die Abgeordneten im hes-
sischen Landtag. In den einschlägigen 
Bestimmungen für Abgeordnete heißt 
es: „Die Abgeordneten die beihilfebe-
rechtigt sind, sind von Änderungen des 
Beihilferechts betroffen, weil Reformen 
im Bereich der gesetzlichen Sicherungs-
systeme inzwischen stets wirkungs-
gleich auch auf die Beamten übertragen 
werden. Somit sind die Abgeordneten 
keinesfalls von Reformen im Gesund-
heitssystem ausgenommen, sondern 
sind von diesen betroffen wie andere 
Versicherte auch“. 

Wer diese Behandlungen auch zu-
künftig für sich und seine Familienan-
gehörigen in Anspruch nehmen möch-
te, muss monatlich tiefer in die Tasche 
greifen. Nachfragen bei den privaten 
Krankenversicherungen ergaben, dass 
ein Tarif, der eine 100-prozentige priva-
te Absicherung beinhaltet, nur in den 
seltensten Fällen möglich ist. Schätzun-
gen der privaten Krankenversicherun-
gen belaufen sich auf ca. 50 Euro/Monat 
je versicherte Person. Für eine vierköpfi-
ge Familie können dadurch schnell mal 
150 Euro weniger im Monat zusammen-
kommen. Eine unzumutbare Belastung 
aus unserer Sicht. Oder anders gesagt: 
Wer seinen derzeitigen Krankenversi-
cherungsstandard behalten will, muss 
eine Reallohnkürzung von etwa 1,5 Pro-
zent in Kauf nehmen. Und dazu wurde 
bereits jetzt im kommenden Jahr eine 
Nullrunde beschlossen. 

Allein die Tatsache, dass politische 
Entscheidungsträger in der öffentlichen 
Darstellung in diesem Zusammenhang 
behaupten, dass auf uns keine finanziel-
len Mehrbelastungen zukommen wer-
den, zeigt, wie wirklichkeitsfremd man 
ist. Die GdP hat ihre Mitglieder befragt: 
„Wie teuer ist eine private Nachversi-
cherung der Chefarztbehandlung und 
des Zweibettzimmers“. Die Rückmel-
dungen der Mitglieder belegen es. 
Durchschnittlich muss jeder ca. 630 
Euro/Jahr zusätzlich aufwenden. 

Bei etwa 150 000 beihilfeberechtigten 
Beamten/-innen kommen mal schnell 
fast 90 Mio. Euro zusammen und das, 
weil man 20 Mio. Euro einsparen will. 

Wo bleibt da die Logik? Das muss 
man mal erklären!� E. Gerk 
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digitalfunk

Bereits seit dem Jahr 2009 kämpfe/n 
ich/wir für die Einbindung der Ord-
nungs-/Stadtpolizei in den BOS-Funk. 

In diesem Zusammenhang wurden 
unzählige Gespräche mit den Verant-
wortlichen für diesen Bereich geführt, 
und seitenweise Briefe geschrieben. 

Die immer wieder aufkeimende 
Hoffnung auf eine baldige vernünftige 
Lösung wurde genauso oft abgelöst 
von Enttäuschungen. 

In ablehnenden Antwortschreiben 
heißt es unter anderem: „… vor einer 
Erweiterung des Teilnehmerkreises 
am digitalen BOS-Funk, im Sinne von 
§ 4 BOS-Funkrichtlinie, muss zuerst 
der Aufbau des digitalen Funknetzes 
durchgeführt werden, um einen stabi-
len Wirkbetrieb sicherzustellen. Erst 
danach soll darüber nachgedacht wer-
den, ob und in welchem Rahmen der 
Benutzerkreis ausgeweitet wird“.

Alleine die Formulierung „soll dar-
über nachgedacht werden“ lässt 
nichts Gutes erahnen. Schon diese 
Wortwahl – die sich in fast allen vorlie-

BOS-Funk für Ordnungspolizei/Stadtpolizei
Von Polizeiführung und Politik im Stich gelassen

genden Schreiben nahezu wortgleich 
wiederfindet – zeigt, mit welchem Ziel 
und welchem Stellenwert unser be-
rechtigtes Anliegen betrachtet wird.

Bereits 2010 wurde eine BOS-Funk-
anlage (Vier- Meter-Analogfunkgerä-
te) an die Ordnungspolizei in We-
schnitztal medienwirksam überreicht. 

Da der Digitalfunk zu diesem Zeit-
punkt noch in der Entwicklungsphase 
war, ein Schritt in die richtige Rich-

tung. Einig ist man sich, dass eine gute 
und sichere Zusammenarbeit zwi-
schen Landespolizei und Ordnungs-
polizei nur mit entsprechender Aus-
stattung und Kommunikation möglich 
ist.

Leider setzte sich dieses Handeln im 
Bereich des PP Westhessen nicht fort.

Trotz zahlreicher Gespräche, die bis 
in den Landtag reichten und an denen 
u. a. Herr Staatssekretär Koch, Herr 
MdL Seyffardt, Herr LPP Münch, Ver-
treter der GdP und Verantwortliche 
der Arbeitsgruppe Digitalfunk teilnah-
men, tat sich gar nichts in der Sache.

Pragmatische Lösungen hätten ge-
funden werden können – wurden so-
gar angestrebt.

Leider fanden sich auch hier immer 
wieder Bedenkenträger, die sich be-
rufen fühlen, auch eine gute Lösung 
noch boykottieren zu müssen und da-
mit alle Bemühungen für sinnvolle 
Übergangslösungen zerstören.

Nachdem sich über lange Zeit 
nichts in der Sache getan hatte, wur-

de im vergangenen Jahr, auf Druck 
einer Kommune aus dem Rheingau, 
ein Versuch gestartet, um die Einbin-
dung der dortigen Ordnungspolizei in 
den analogen BOS-Funk in einem 
Probebetrieb zu testen.

Hierfür wurden ein separater 
Funkkanal und ein Funkrufname zu-
gewiesen. Außerdem wurden die be-
teiligten Kollegen der dortigen Ord-
nungspolizei in Theorie und Praxis 
geschult (inkl. einer schriftlichen und 
praktischen Prüfung, sowie einer Er-
klärung zur Verschwiegenheit) und 
auch die entsprechenden Vier-Meter 
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Funkgeräte wurden auf Kosten der 
Kommune angeschafft.

Wie es nicht anders zu erwarten 
war, erwies sich die Lösung mit ei-
nem separaten Kanal als nicht prak-
tikabel, da die Kollegen sich, im 
Falle einer Nutzung dieses Sonder-
kanals, zunächst telefonisch bei der 
zuständigen PSt. anmelden mussten, 
damit dann dort ein Analoggerät auf 
diesen Kanal eingestellt werden 
konnte.

Da auch die technische Funktion 
Senden/Empfangen im Bereich bGU 
nicht immer gegeben war, weil die 
Umsetzer nicht richtig geschaltet wa-
ren, konnte von einem eigentlichen 
Probebetrieb niemals die Rede sein. 

Nach Ablauf des „Probebetriebes“ 
fand nun im Januar dieses Jahres ein 
abschließendes Bewertungsgespräch 
statt. Hier war man sich schnell einig, 
dass der Probebetrieb nicht erfolg-
reich war. Anstatt nach anderen sinn-
vollen Lösungen zu suchen (Mitbe-
nutzung des Standardkanals der Pst.), 
kam nun die Krönung aller Enttäu-

schungen, als die Verantwortlichen 
der Landespolizei verlautbarten, dass 
es keine weiteren Bestrebungen mehr 
geben werde, die Ordnungspolizei in 
den BOS-Funk einzubinden. Dies 
wurde damit begründet, dass der 
Analogfunk sehr bald komplett abge-
schaltet wird und somit ohnehin kei-
ne Möglichkeit mehr bestehe, die 
Landespolizei per Analogfunk zu er-
reichen. 

Keiner der Verantwortlichen 
scheint zu verstehen, dass eine ge-
meinsame Aufgabe auch nur gemein-
sam erledigt werden kann.

Die Personaldecke bei der Voll-
zugspolizei ist sehr dünn, man arbei-
tet am Limit! In vielen Fällen wird die 
Ordnungspolizei unterstützend her-
angezogen, was wir auch gerne tun. 
Die meisten „Indianer“ haben das 
auch begriffen und ich kann aus eige-
ner Erfahrung sagen, dass es inzwi-
schen viele Dienstgruppen- und auch 
Dienststellenleiter gibt, die eine Un-
terstützung der Ordnungspolizei zu 
schätzen wissen.

Was bleibt?

Unterstützung der Landespolizei 
selbstverständlich! 

Die Kolleginnen und Kollegen in 
den Polizeistationen und Revieren  
wissen wie wertvoll diese ist.

Diese kann aber nur dann geleistet 
werden, wenn eine funktionierende 
Kommunikation sichergestellt ist – 
ohne diese kann es, zum Leidwesen 
der Vollzugspolizei, keine Unterstüt-
zung mehr durch die Ordnungspoli-
zei/Stadtpolizei geben. 

Alleine aus Gründen der Eigensi-
cherung verbietet sich das Fortführen 
der Unterstützung in der bisherigen 
Form.  

Es ist mehr als bedauerlich, dass 
nunmehr nach fünf Jahren des Bittens 
und des Appellierens an die Vernunft, 
doch kein Einsehen bei den Verant-
wortlichen erreicht werden konnte.

Nun ja, offenbar hat die Polizei ja 
doch noch genügend Personal, um ei-
nen reibungslosen Dienstbetrieb si-
cherzustellen!?  � Thomas Egenolf

Die Wachpolizei in Hessen ist nach 
wie vor verunsichert. Das Bundesar-
beitsgericht hat in seinem Urteil vom 
21. 3. 2012, dem sogenannten „Ham-
burger Urteil“, den Außendienstmit-
arbeitern im Bezirklichen Ordnungs-
dienst der Hansestadt Hamburg, 
welche das Tätigkeitsmerkmal „Strei-
fengang“ erfüllen, die Eingruppie-
rung in die Entgeltgruppe 9 zuge-
sprochen.

Die GdP Hessen ist der Überzeu-
gung, dass dieses Urteil auch auf die 
allermeisten der hessischen Wachpo-
lizistinnen und Wachpolizisten über-
tragbar ist.

Entsprechende Anträge auf Höher-
gruppierung wurden durch die Be-
schäftigten bereits im Sommer 2013 
gestellt. Lange hat das Land Hessen 
auf Zeit gespielt und sich um eine Be-
wertung der Anträge gewunden. „Es 
werde noch geprüft“ hieß es beinahe 
1½ Jahre lang.  Dann, im Januar die-
ses Jahres, kam die Antwort. Ableh-

Wachpolizei

Problematik Wachpolizei – 
Land lehnt Höhergruppierungen ab

nung der Bescheide. Das „Hambur-
ger Urteil“ sei auf die hessische 
Wachpolizei nicht übertragbar. Die 
Gründe für die Ablehnung gehen 

nach unserer Ansicht am „Hambur-
ger Urteil“ völlig vorbei und missach-
ten die Kernaussagen hinsichtlich der 
zu erfüllenden selbstständigen Leis-
tungen.

Zurzeit sind in Hessen vier arbeits-
gerichtliche Verfahren hinsichtlich 
der Anwendung des „Hamburger Ur-
teils“ bei den Arbeitsgerichten in 
Gießen und Wiesbaden anhängig. 
Mit Entscheidungen ist zwischen Mit-
te März und Mitte Mai zu rechnen. 
Danach werden wir hoffentlich einen 
klaren Trend erkennen, wie hessische 
Arbeitsgerichte das „Hamburger Ur-
teil“ in Bezug auf die Tätigkeiten der 
hessischen Wachpolizei bewerten. 
Dies gilt es zunächst abzuwarten, um 
belastbare Aussagen hinsichtlich der 
weiteren Verfahrensweise treffen zu 
können. Wir halten euch auf dem 
Laufenden.

Andreas Grün,
Landesvorsitzender
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Tarif- und Besoldungsrunde 2015:

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, 
bei der Auftaktrunde zur Tarif- und 

Besoldungsrunde für die Beschäftig-
ten im hessischen Landesdienst wür-
digte der Innenminister zwar die 
Leistungen der Beschäftigten, wies 
aber unsere Forderungen als nicht fi-
nanzierbar zurück. Er verwies auf die 
Haushaltskonsolidierung und damit 
auf die Schuldenbremse, die das Land 
einhalten müsse. Darüber hinaus 
fordert die Arbeitgeberseite, dass Än-
derungen der betrieblichen Alters-
versorgung bei den anderen Bundes-
ländern, direkt und ohne zusätzliche 
Verhandlungen auch für Hessen gel-
ten sollen.

Damit wird klar, dass auch Hessen 
eine Kürzung der Zusatzversor-
gungsrente (VBL) will.

Achim Meerkamp, ver.di-Vor-
standsmitglied und Verhandlungs-
führer, wies dies umgehend zurück. 
„Eine Leistungskürzung bei der VBL 
ist mit uns nicht zu machen.“ Er be-
gründete unsere Forderungen nach 
mehr Lohn und stellte klar, dass die 
verfehlte Steuer- und Finanzpolitik 

Wir fordern 5,5%, mindestens 175 € mehr Lohn. 

Arbeitgeber legt kein Angebot vor
Verhandlungsauftakt ohne greifbares Ergebnis

nicht auf dem Rücken der Beschäftig-
ten ausgetragen werden darf. Die ge-
plante Nullrunde für Beamtinnen und 
Beamte sei ein Besoldungsdiktat und 
völlig inakzeptabel. 

Die Verhandlung endete ohne ein 
Angebot der Arbeitgeberseite.

Der nächste Verhandlungstermin 
wurde auf den 14. und 15. April ter-
miniert.

Jetzt heißt es, mitmachen 
und den Druck verstärken. 
Das haben wir gefordert:

Das Erfolgsseminar der JUNGEN 
GRUPPE (Gewerkschaft der Polizei) 
und der EWTO ging vom 6. bis 8. 2. 
2015 in der hessischen Polizeiakade-
mie Wiesbaden unter der Schirmherr-
schaft des hessischen Innenministers 
Peter Beuth in die nächste Runde.

Das Bundesseminar, das erstmals im 
Juni 2012 mit großem Erfolg in Saar-
brücken ausgerichtet wurde, zog auch 
in diesem Jahr wieder rund 120 
Teilnehmer/-innen aus den Bereichen 
Polizei, Zoll, Justiz sowie Stadtpolizei 
und Ordnungsamt aus dem gesamten 
Bundesgebiet an. 

Die Gesamtorganisation des Semi-
nars oblag erneut der JUNGEN GRUP-
PE (GdP) als Veranstalter, während die 

Bundesseminar „Eigensicherung ist kein 
Zufall – Part 2“ in Wiesbaden

• Erhöhung der Monatsentgelte um 
5,5%, mindestens 175 €.
Wir wollen untere Einkommensgrup-
pen bewusst stärker anheben.
• Die Ausbildungsentgelte sollen um 
100 € steigen. Die Übernahme nach 
der Ausbildung muss gewährleistet 
sein und wie bei den übrigen Be-
schäftigten wollen wir 30 Tage Ur-
laub.

Wer gute Beschäftigte haben will, 
muss attraktive Ausbildungsbedin-
gungen haben.
• Sachgrundlose Befristungen sollen 
abgeschafft und die Befristungspra-
xis insgesamt eingeschränkt werden.

Befristungen bedeuten eine unsi-
chere Zukunft. Das können wir nicht 
wollen; gerade nicht im öffentlichen 
Dienst.
• Bei Höhergruppierungen soll die 
erreichte Stufe der Entgeltgruppe er-
halten bleiben.

Höhergruppierungen müssen sich 
lohnen, sonst gibt es keine Anreize, 
Verantwortung zu übernehmen.
• Übertragung des Tarifergebnisses 
auf Beamtinnen und Beamte.

inhaltliche Ausgestaltung die Aufgabe 
der EWTO als Kooperationspartner 
war.

Aus diesem Grund wurde ein hoch-
graduiertes, fachkompetentes Referen-
tenteam zusammengestellt. Bereits am 
Vortag war eigens für das Seminar 
Großmeister Kernspecht angereist. Au-
ßerdem waren unter anderem mit da-
bei: Großmeister Oliver König sowie 
Meister Andreas Groß, Thomas Schrön 
und Stefan Crnko.

Um an das Erfolgsseminar von 2012 
in Saarbücken anzuknüpfen, wurden 
die Themenbereiche auch in diesem 
Jahr wieder speziell auf die Bedürfnis-
se der Teilnehmer abgestimmt. Da die 
Themenbereiche, wie bereits schon in 

der Vergangenheit, ausschließlich von 
EWTO-Referenten vermittelt wurden, 
waren die vermittelten Inhalte in sich 
stimmig und „aus einem Guss“.

Unter dem Motto „Weniger ist oft 
mehr“ wurde nicht eine Vielzahl von 
Techniken vermittelt, sondern die Prin-
zipien des EWTO-WingTsun innerhalb 
des berufsspezifischen Einsatztrainings 
umgesetzt.

Den Teilnehmern/-innen wurden 
folgende Seminarinhalte angeboten: 
Kontrolle des Gegenübers durch „kle-
bende Hände“ und die Kontrolle des 
Gleichgewichts (Kernspecht und Kö-
nig), Waffenschutz in der Annähe-
rungs- und Zugriffsphase (V. Martin), 
Blitzcombat/Fixierung und Fesselung 

fortbildung
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fortbildung

(S. Crnko), Einsatz von Polizeischlag-
stöcken (J. Friedrich), Gefahrenwahr-
nehmung und taktisches Grundver-
ständnis (M. Dillbahner).

Die Teilnehmer wurden in fünf 
Gruppen aufgeteilt, sodass jeder inner-
halb der drei Tage alle  Workshops be-
suchen konnte.

Da jeder Workshop 2,5 Stunden in-
tensives Praxistraining beinhaltete, war 
spätestens am Samstag jedem klar, 
dass es sich bei dem Seminar nicht nur 
um einen Event handelte, sondern um 
eine Fortbildungsveranstaltung auf ho-
hem Niveau.

Dieses Seminar mit dem Motto „Ei-
gensicherung ist kein Zufall“ ist in Zei-
ten stetig zunehmender Gewalt gegen 
Polizeibeamte wichtiger denn je. Gera-
de auch deshalb war das Medieninter-
esse für das Seminar sehr groß.

Sowohl der Hes-
sische Rundfunk 
(HR), als auch RTL 
Hessen begleiteten 
uns während des 
Seminars mit einem 
Fernsehteam und 
zeigten sich sehr in-
teressiert an der 
Thematik „Gewalt 
gegen Polizeibeam-
te“ sowie den ver-
mittelten Inhalten.

Die unterschiedli-
chen Fernsehbeiträ-
ge wurden in der 
Folge mit Interviews 
der Teilnehmer, der 
Referenten und GM 
Kernspecht im RTL 
Nachtjournal und 

n-tv bundesweit, sowie in den Nach-
richten von RTL Hessen und dem HR 
regional ausgestrahlt.

  Trotz der vielen Workshops kam na-
türlich auch der gesellschaftliche Teil 
nicht zu kurz. Im Rahmen eines „Hessi-
schen Abends“ mit großem, hessi-
schem Büfett am Samstagabend hatten 
die Teilnehmer/-innen sowie das Orga- 
und Referententeam Gelegenheit, sich 
auszutauschen und gemeinsam bis in 
die späten Abendstunden zu feiern.

Bei der Verabschiedung der Teilneh-
mer/-innen am Sonntagmittag war be-
reits klar, dass es ein Folgeseminar  „Ei-
gensicherung ist kein Zufall – Part 3“ 
mit der JUNGEN GRUPPE und der 
EWTO geben wird. Soviel sei schon 
mal verraten: Rheinland-Pfalz wir kom-
men!

Wir möchten uns herzlich bei der 
JUNGEN GRUPPE (Gewerkschaft der 
Polizei) bedanken, ohne die eine solche 

Veranstaltung nicht möglich wäre. Das 
Orga-Team mit rund 20 Helfern/-innen 
aus Hessen, Rheinland-Pfalz und dem 
Saarland hatte sowohl mehrere Monate 
zuvor mit der Vorbereitung als auch 
während der Seminartage vor Ort alle 
Hände voll zu tun. 

 Unser Dank gilt aber auch der hessi-
schen Polizeiakademie, die uns die 
sehr gute Infrastruktur (Halle, Einsatz-
trainingszentrum, Duschmöglichkeiten 
etc.) zur Verfügung gestellt hatte, dem 
Schirmherrn der Veranstaltung, dem 
hessischen Innenminister Herrn Peter 
Beuth sowie den Medien, insbesondere 
RTL und dem HR, für die großartige 
Berichterstattung. �

Volker Martin 

Antonio Pedron bei der Begrüßung

Die Referenten und Trainer des Seminars

Teamarbeit bei einer Festnahme
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Viele werden sich noch an Horst 
Gröpler als Personalratsmitglied im 
örtlichen, Bezirks- und Hauptperso-
nalrat erinnern, aber auch als Mit-
glied in vielen Gewerkschaftsgremi-
en und dem GdP-Landesvorstand. 

1966 hat er bei der Polizei angefan-
gen und war seit 1984 freigestellt im 
Frankfurter Personalrat. Er hat sich in 
allen Ebenen für die Belange der Ta-
rifbeschäftigten eingesetzt. 

Ende 2007 begann für Horst die 
Freiphase seines Altersteilzeitvertra-
ges und er schied aus dem Berufsle-
ben aus. Ab da bestimmten Ausflüge 
und Reisen mit dem Wohnmobil seine 
Zeit. 

Die Frankfurter GdP trauert um Horst Gröpler 
Im Herbst 2013 wurde bei Horst 

Krebs festgestellt. Seitdem hat er 
zahlreiche Behandlungen und Opera-
tionen über sich ergehen lassen. Er 
hat hart gekämpft, aber letztendlich 
hatte er keine Chance gegen die 
Krankheit. 

Am Nachmittag des 18. Februar 
2015 – 14 Tage vor seinem 66. Ge-
burtstag – ist Horst gestorben. Er hin-
terlässt zwei erwachsene Söhne, eine 
Halbschwester, Freunde und ehema-
lige Kolleginnen und Kollegen, die 
ihn vermissen werden.

Bezirksgruppe Frankfurt

25-jähriges Gewerkschaftsjubiläum:

Hartmut Draht
Stefan Jackl
Kreisgruppe Limburg-Weilburg

40-jähriges Gewerkschaftsjubiläum:

Hans Harvanek
Kreisgruppe Limburg-Weilburg

50-jähriges Gewerkschaftsjubiläum:

Hans-Jürgen Buhse
Kreisgruppe Limburg-Weilburg

60-jähriges Gewerkschaftsjubiläum:

Helmut Lommel
Kreisgruppe Limburg-Weilburg

Jubilare & Sterbefälle

Es starben:

Margit Schmidt
Kreisgruppe Kassel
Rudolf Winkler
Kreisgruppe Offenbach
Rudolf Jurka
Kreisgruppe HBPP
Dieter Paterek
Kreisgruppe Wolfhagen
Klaus-Dieter Thiel
Kreisgruppe Darmstadt
Claus Peter Föller
Bezirksgruppe Frankfurt
Karl-Heinz Seibel
Kreisgruppe Waldeck/Frankenberg

Wir werden den Verstorbenen ein 
ehrendes Andenken bewahren!

termine

25. 4. 2015 GdP-Kart-Cup
29. 4. 2015 Jahreshauptversamm-

lung Kreisgruppe Main-Kinzig
12. 5. 2015 Jahreshauptversamm-

lung Kreisgruppe Offenbach


